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TE OGH 1975/9/18 7Ob152/75
 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 18.09.1975

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht durch den Hofrat des Obersten Gerichtshofes Dr. Neperscheni als

Vorsitzenden und durch die Hofräte des Obersten Gerichtshofes Dr. Reithofer, Dr. Flick, Dr. Petrasch und Dr. Kuderna

als Richter in der Rechtssache der klagenden Partei F*, Zugsbegleiter, *, vertreten durch Dr. Walter Faulhaber,

Rechtsanwalt in Wien, wider die beklagte Partei T*, Hausfrau, *, vertreten durch Dr. Walter Mardetschläger,

Rechtsanwalt in Wien, wegen Ehescheidung, infolge Revision der beklagten Partei gegen das Urteil des

Oberlandesgerichtes Wien als Berufungsgerichtes vom 6. Mai 1975, GZ. 5 R 84/75-16, womit infolge Berufung der

beklagten Partei das Urteil des Landesgerichtes für ZRS. Wien vom 28. Dezember 1974, GZ. 2 Cg 291/73-12, bestätigt

wurde, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Spruch

Der Revision wird nicht Folge gegeben.

Die beklagte Partei ist schuldig, der klagenden Partei die mit S 1.732,99 bestimmten Kosten des Revisionsverfahrens

(darin sind S 240,-- an Barauslagen und S 110,59 an Umsatzsteuer enthalten), binnen 14 Tagen zu ersetzen.

Text

Entscheidungsgründe:

Der am 19. November 1916 geborene Kläger und die am 27. April 1918 geborene Beklagte haben am 29. August 1949

vor dem Standesamt Wien-Penzing-Fünfhaus die Ehe geschlossen. Beide Parteien sind österreichische Staatsbürger

und haben ihren gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt in Wien. Der Ehe entstammt die am 14. April 1956 geborene

T*.

Der Kläger begehrt die Scheidung der Ehe aus dem Verschulden der Beklagten, weil diese ihn beschimpfe und schlage,

Streit provoziere, den ehelichen Verkehr verweigere und gegen den Willen des Klägers und ohne vorher etwas zu

sagen, unter Mitnahme von Geldbeträgen aus dem Kostgeld den gemeinsamen Haushalt verlasse, um in das den

Streitteilen gemeinsam gehörige Haus in S* zu fahren. Die Klägerin komme zurück, wann sie wolle, vernachlässige den

Haushalt und die Obsorge für die Tochter. Schließlich habe sie ungerechtfertigt eine Unterhaltsklage gegen den Kläger

erhoben.

Die Beklagte bestritt dieses Vorbringen und beantragte Klagsabweisung. Für den Fall der Scheidung stellte sie einen

Mitschuldantrag. Der Kläger beschimpfe sie, habe ihr im Jahre 1963 ein Messer nachgeworfen und eine

Dokumentenmappe auf den Kopf geschlagen. Er habe damals die Ehebetten auseinander gestellt und verlange seither

von der Klägerin keinen Geschlechtsverkehr mehr. Der Kläger sei mit einem Aufenthalt der Beklagten während der

Sommermonate in S* immer einverstanden gewesen. Er selbst komme fast nie nach Hause, halte sich ständig bei den

Nachbarn auf und fahre allein auf Urlaub. Am 9. Dezember 1973 sowie am Faschingdienstag des Jahres 1974 habe sie

der Kläger mißhandelt.
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Das Erstgericht hat die Ehe der Streitteile aus beiderseitigen Verschulden geschieden. Es legte seiner Entscheidung

folgende wesentliche Feststellungen zugrunde: Die Ehe verläuft seit etwa 1971 nicht mehr harmonisch, doch ist es

schon früher zu Auseinandersetzungen gekommen. So hat die Beklagte im Jahr 1963 oder 1964, nachdem der Kläger

nach einem Krankenhausaufenthalt die Ehebetten in das Kabinett gestellt und selbst weiterhin im Wohnzimmer

geschlafen hatte, wogegen die Beklagte mit der Tochter die Ehebetten zum Schlafen benutzte, gesagt „HoHentlich holt

dich bald der Teufel“. Der Grund für diese Äußerung lag oHenbar darin, daß es ihr lästig Kel, den Kläger im

Wohnzimmer zu versorgen. Da die Beklagte dem Kläger wegen einer Verkürzung der Ehebetten Vorwürfe machte, warf

er seiner Gattin ein Messer nach, ohne sie zu treHen. Schon ein halbes Jahr nach der Eheschließung hatte der Kläger

der Beklagten eine Dokumentenmappe auf den Kopf geschlagen, weil sich die Beklagte aus seinem Kasten einen

Geldbetrag genommen hatte. Die Parteien haben diese Vorfälle nicht als schwerwiegende Eheverfehlungen

empfunden. Es kam darnach immer wieder zum ehelichen Verkehr. Der letzte Geschlechtsverkehr fand im Herbst 1971

statt. Bis 1971 ist die Beklagte fast täglich zu den Wohnungsnachbarn, der Familie K*, zum Fernsehen gegangen. Nach

einer Auseinandersetzung mit den Nachbarn besuchte sie diese nicht mehr, auch verbot sie ihrer Tochter solche

Besuche, wobei sie dieser einige Ohrfeigen versetzte. Trotzdem hielten der Kläger und die Tochter den

freundschaftlichen Kontakt mit den Nachbarn aufrecht. Aus diesem Grund und weil der Kläger der Beklagten zu wenig

Wirtschaftsgeld gab, kam es zwischen den Parteien zu Auseinandersetzungen, in deren Verlauf der Kläger die Beklagte

mit Ausdrücken wie „Kanaille“, „Drecksau“ und  Hure“ beschimpfte. Er sagte, sie solle schauen, daß sie nach S* komme,

sie sei hier nur geduldet. Die Beklagte beschimpfte den Kläger mit Ausdrücken wie „Hurenkerl“. Sie sagte ferner zu ihm,

er solle schauen, daß er nach Hause komme und solle nicht immer bei den Nachbarn herumhocken; er sei ein

verdammter Hund, ein „Häuslerbua“, wenn er nur schon hin wäre.

Als der Kläger einmal im Jahr 1971 untertags von der Beklagten einen Geschlechtsverkehr verlangte und diese sich

weigerte, weil sie gerade in der Küche kochte, sagte er zu ihr: „Ich scheiß auf dich“. Nicht erwiesen ist, daß die Beklagte

die ehelichen PMichten grundlos verweigerte. Der Kläger verlangte seit dem Jahr 1971 keinen ehelichen Verkehr mehr.

Seit dieser Zeit kam es zu Tätlichkeiten. So ist die Beklagte einmal mit einem Teppichklopfer auf den Kläger

losgegangen und hat auf ihn einmal hingeschlagen. Ein anderes Mal versetzte sie dem Kläger einen Stoß mit dem

Ellbogen und gab ihm hierauf eine Ohrfeige. Am 9. Dezember 1973 drückte der Kläger die Beklagte im Zuge einer

Auseinandersetzung wegen des Weihnachtsgeldes mit den Händen an die Wand, wodurch die Beklagte SuHusionen

über dem linken Schultergelenk, an der rechten Brustseite und am rechten Oberarm erlitt. Im Jänner 1973 versetzte

der Kläger der Beklagten eine Ohrfeige, sodaß ein Ohrring davonMog. Nicht erwiesen ist, daß der Kläger die Beklagte

am Faschingdienstag 1974 gegen die Tür drückte, daß die Beklagte dem Kläger die Türe absichtlich in den Rücken stieß

und daß sie damals eine Blutunterlaufung am Oberschenkel davontrug. Nicht erwiesen ist schließlich, daß die Beklagte

den Kläger in der Küche absichtlich anrempelte und daß der Kläger der Beklagten eine Vase nachwerfen wollte.

In den Jahren 1972 und 1973 gab der Kläger der Beklagten ein Wirtschaftsgeld in der Höhe von S 2.200,-- bei einem

monatlichen Nettoeinkommen von mindestens S 8.000,-- bis S 10.000,--. Da es aus diesem Grund zu

Auseinandersetzungen und gegenseitigen Beschimpfungen gekommen war und der Kläger der Beklagten eine

Ohrfeige gegeben hatte, brachte die Beklagte am 19. April 1973 eine Unterhaltsklage ein, worauf der Kläger das

Wirtschaftsgeld auf S 3.000,-- erhöhte. Als dem Kläger in der Folge die von der Beklagten im Haushaltsbuch

eingetragenen Rechnungsbeträge zu hoch erschienen und die Tochter der Beklagten unterstellte, sie unterschiebe

Rechnungen, lehnte die Beklagte die Führung des Haushaltsbuches mit den Worten ab, der Kläger solle sich das Buch

„auf den Arsch picken“.

Daß die Beklagte die Ferienmonate in dem ihnen gehörigen Haus in S* verbrachte und auch sonst für ein paar Tage

dorthin fuhr, geschah mit dem Einverständnis des Klägers. Wenn sich die Beklagte während der Schulzeit in S* aufhielt,

bekam die Tochter das Frühstück bei der Familie K*. Hiedurch wurde der enge Kontakt zu den Nachbarn vertieft. Als

aber die Beklagte immer häuKger nach S* fuhr, machte ihr der Kläger Vorwürfe und hielt ihr vor, daß sie den Haushalt

vernachlässige. Im Jahr 1972 ließ der Kläger Arbeiten in der ehelichen Wohnung durchführen. Er ersuchte die Beklagte,

in der Wohnung zu bleiben und nicht nach S* zu fahren, weil er selbst auf Urlaub fahren wollte. Die Beklagte lehnte

dies mit den Worten ab, er solle sich seinen Dreck selber machen, und fuhr nach S*. Obwohl ihr dies der Kläger

verboten hatte, begab sich die Beklagte in diesem Jahr wiederholt dorthin, ohne dem Kläger etwas zu sagen. Im Jahre

1973 hielt sie sich 14 Tage zu Ostern, ferner vom 8. bis 22. Mai, vom 13. Juni bis 1. Juli, vom 4. Juli bis 30. September

sowie 14 Tage im November in S* auf. Als ihr der Kläger deswegen Vorhalte machte, nannte sie ihn (es war dies im



November 1973) einen Hurenkerl. In den Jahren 1968 und 1969 begleitete die Beklagte den Kläger und die Tochter

nicht auf deren Urlaubsfahrten, sondern erklärte, sie fahre lieber nach S*. Als der Kläger und die Tochter im Jahr 1970

mit den Nachbarn einen Urlaub in Hvar (Jugoslawien) verbrachten, fuhr die Klägerin nicht mit, weil sie befürchtete, das

Klima nicht zu vertragen und keinen Paß mehr zu bekommen. Im Jahre 1971 begleitete die Beklagte den Kläger und

die Tochter wegen einer Fußfraktur nicht auf deren Urlaubsreise. Im Jahr 1972 forderte der Kläger die Beklagte zur

Teilnahme an einer Urlaubsreise nicht mehr auf, weil er damals mit ihr schon zerstritten war. Seit 1971 kam es immer

wieder vor, daß der Kläger, wenn er die Beklagte fragte, wo das Abendessen bleibe, von ihr die Antwort erhielt, er solle

sich selbst etwas suchen. In diesem Zusammenhang und wegen des Wirtschaftsgeldes kam es zu gegenseitigen

Beschimpfungen.

Der Kläger und die Tochter hielten den gesellschaftlichen Verkehr zu den Nachbarn auch dann noch aufrecht, als die

Beklagte ihren Kontakt mit den Nachbarn im Jahre 1971 abgebrochen hatte. Am Faschingdienstag 1974 ging der

Beklagte nach dem Dienst sofort zu den Nachbarn, um sich die Faschingssendung im Fernsehen anzusehen. Auch die

Tochter der Streitteile befand sich bei den Nachbarn, obwohl in der Ehewohnung der Parteien ohnehin ein

Fernsehapparat vorhanden ist. Als der Kläger nach jener Sendung heimkam, erwartete ihn bereits die Beklagte, stieß

ihm die Türe nach dem Betreten der ehelichen Wohnung in den Rücken und rief dann: „Hau her!“. Es ist nicht

erwiesen, daß der Stoß mit der Türe absichtlich geschah und daß der Kläger die Beklagte hiebei beschimpfte. Nicht

feststellbar ist, wer jeweils mit den Beschimpfungen des anderen begann.

In rechtlicher Hinsicht ging das Erstgericht von einer Zerrüttung der Ehe sowie davon aus, daß sich beide Parteien in

gleicher Weise schwerer Eheverfehlungen schuldig gemacht haben.

Das Berufungsgericht bestätigte diese Entscheidung. Es übernahm die Feststellungen des Erstgerichtes als Ergebnis

eines mängelfreien Verfahrens sowie einer richtigen Beweiswürdigung und billigte die rechtliche Beurteilung.

Entschuldbare Reaktionshandlungen lägen auf Seiten der Beklagten nicht vor, weil die ihr zur Last gelegten

Beschimpfungen und Beleidigungen des Klägers weit über den Rahmen des Zulässigen hinausgegangen seien. Die

Beklagte könne aus dem Umstand, daß sich der Kläger wenig in der Ehewohnung aufgehalten habe, nicht das Recht

ableiten, diese Wohnung ihrerseits nach Belieben zu verlassen. Auch die fehlende Bereitschaft, dem Kläger das

Abendessen zuzubereiten, könne nicht entschuldigt werden. Der Eintritt einer unheilbaren Zerrüttung der Ehe ergebe

sich daraus, daß der letzte eheliche Verkehr im März 1971 stattgefunden und jeder Ehegatte sein vom anderen

mißbilligtes Verhalten fortgesetzt habe. Eine Verwirkung des Scheidungsrechtes des Klägers im Sinne des § 49 Satz 2

EheG, sei nicht eingetreten, weil die schweren Eheverfehlungen der Beklagten zu einem erheblichen Teil nicht durch

ein schuldhaftes Verhalten des Klägers hervorgerufen worden seien und weil sie gegenüber den schweren

Eheverfehlungen des Klägers nicht derart in den Hintergrund treten, daß ihre Berücksichtigung sittlich nicht

gerechtfertigt wäre. Da die schweren Eheverfehlungen beider Parteien gleich schwer wiegen und die Eheverfehlungen

des Klägers die Ehezerrüttung weder eingeleitet noch unheilbar gemacht hätten, sei der Ausspruch eines gleichteiligen

Verschuldens gerechtfertigt.Das Berufungsgericht bestätigte diese Entscheidung. Es übernahm die Feststellungen des

Erstgerichtes als Ergebnis eines mängelfreien Verfahrens sowie einer richtigen Beweiswürdigung und billigte die

rechtliche Beurteilung. Entschuldbare Reaktionshandlungen lägen auf Seiten der Beklagten nicht vor, weil die ihr zur

Last gelegten Beschimpfungen und Beleidigungen des Klägers weit über den Rahmen des Zulässigen hinausgegangen

seien. Die Beklagte könne aus dem Umstand, daß sich der Kläger wenig in der Ehewohnung aufgehalten habe, nicht

das Recht ableiten, diese Wohnung ihrerseits nach Belieben zu verlassen. Auch die fehlende Bereitschaft, dem Kläger

das Abendessen zuzubereiten, könne nicht entschuldigt werden. Der Eintritt einer unheilbaren Zerrüttung der Ehe

ergebe sich daraus, daß der letzte eheliche Verkehr im März 1971 stattgefunden und jeder Ehegatte sein vom anderen

mißbilligtes Verhalten fortgesetzt habe. Eine Verwirkung des Scheidungsrechtes des Klägers im Sinne des Paragraph

49, Satz 2 EheG, sei nicht eingetreten, weil die schweren Eheverfehlungen der Beklagten zu einem erheblichen Teil

nicht durch ein schuldhaftes Verhalten des Klägers hervorgerufen worden seien und weil sie gegenüber den schweren

Eheverfehlungen des Klägers nicht derart in den Hintergrund treten, daß ihre Berücksichtigung sittlich nicht

gerechtfertigt wäre. Da die schweren Eheverfehlungen beider Parteien gleich schwer wiegen und die Eheverfehlungen

des Klägers die Ehezerrüttung weder eingeleitet noch unheilbar gemacht hätten, sei der Ausspruch eines gleichteiligen

Verschuldens gerechtfertigt.

Gegen diese Entscheidung richtet sich die Revision der Beklagten aus den Gründen der Mangelhaftigkeit des

Verfahrens und der unrichtigen rechtlichen Beurteilung. Beantragt wird die Abänderung des angefochtenen Urteils im



klagsabweisenden Sinn, in eventu die Abänderung im Sinne einer Scheidung der Ehe aus dem überwiegenden

Verschulden des Klägers. Hilfsweise wird ein Aufhebungsantrag gestellt.

Der Kläger beantragt, der Revision den Erfolg zu versagen.

Rechtliche Beurteilung

Die Revision ist nicht berechtigt.

Als Verfahrensmangel rügt die Beklagte zunächst den Umstand, daß das Erstgericht eine Reihe von im einzelnen näher

angeführten Feststellungen nicht getroHen habe. Die dazu erstatteten Rechtsmittelausführungen greifen jedoch teils

in einer im Revisionsverfahren unzulässigen Weise die Beweiswürdigung der Untergerichte an, teils stimmen sie mit

der Aktenlage nicht überein und teils kommt ihnen aus rechtlichen Erwägungen keine Berechtigung zu. So bringt die

Beklagte vor, die Untergerichte hätten nicht festgestellt, daß es der Kläger gewesen sei, der immer mit den

Streitigkeiten begonnen und sie beschimpft habe, obwohl sich eine solche Feststellung aus den Parteienangaben der

Beklagten hätte gewinnen lassen. Die Beklagte übersieht jedoch, daß die Untergerichte ausdrücklich festgestellt

haben, es sei im Verfahren nicht hervorgekommen, wer mit den Beschimpfungen begonnen habe. Die

Revisionswerberin greift daher mit ihren Ausführungen die Beweiswürdigung der Untergerichte in unzulässiger Weise

an, so daß sich ein weiteres Eingehen auf dieses Vorbringen erübrigt.

Zu Unrecht wirft die Beklagte den Untergerichten vor, sie hätten keine Feststellungen darüber getroHen, wer die

Ehezerrüttung eingeleitet oder unheilbar gemacht habe. Eine solche Aussage ist nämlich nur durch Schlußfolgerungen

aus den von den Untergerichten getroHenen Feststellungen und damit im Wege der rechtlichen Beurteilung zu

gewinnen. Dem Berufungsgericht ist jedoch, wie in Vorwegnahme der Erledigung der Rechtsrüge schon an dieser Stelle

gesagt werden kann, darin beizupMichten, daß auf Grund der Tatsachenfeststellungen der Kläger die Ehezerrüttung

weder eingeleitet noch unheilbar gemacht hat. Für die entgegengesetzte Annahme der Beklagten bieten die

Feststellungen jedenfalls keine Grundlage.

Der weitere Vorwurf, das Berufungsgericht habe keine ausreichenden Feststellungen über Mißhandlungen der

Beklagten durch den Kläger getroHen, stimmt mit der Aktenlage nicht überein, greift wieder in die Beweiswürdigung

der Untergerichte, die auch zu diesem Problemkreis sehr detaillierte und besonders sorgfältig begründete

Feststellungen getroffen haben ein, und muß daher unbeachtet bleiben.

Verfehlt ist schließlich auch die Behauptung, die Untergerichte hätten sich mit der Frage nicht auseinandergesetzt, ob

das Schimpfwort „Häuslerbua“ milieubedingt und überhaupt ernst gemeint gewesen sei. Mit diesen Ausführungen

wird kein Verfahrensmangel, sondern eine unrichtige rechtliche Beurteilung aufzuzeigen versucht. Die Beklagte

übersieht, daß sie, wie sich aus dem Zusammenhang mit ihren anderen ehrverletzenden Äußerungen ergibt, auch

dieses Wort in einer den Kläger verletzenden und ihn herabsetzenden Weise gebraucht hat. Im übrigen hat sie nach

den Feststellungen eine Reihe anderer grober Schimpfworte gebraucht, die die Annahme schwerer Eheverfehlungen

für sich allein schon rechtfertigen.

Einen Verfahrensmangel erblickt die Beklagte schließlich in der Unterlassung der Einholung eines psychiatrischen

Sachverständigengutachtens. Hätte das Berufungsgericht, so behauptet sie, ein solches Gutachten eigeholt, dann hätte

sich ergeben, daß die Beklagte nur infolge einer ihr als schwere Eheverfehlung nicht anzulastenden psychischen

Notlage nach S* gefahren sei.

Wenngleich zufolge des amtswegigen Charakters des Verfahrens in Ehesachen ein bereits im Berufungsgericht

vergeblich gerügter Verfahrensmangel in der Revision neuerlich geltend gemacht werden kann und daher der

allgemeine Grundsatz, daß Verfahrensmängel nur in der jeweils nächsthöheren Instanz gerügt werden können, im

Eheverfahren nicht gilt (EFSlg 20.812, 18.548, 14.245 u.a.) ist für die Beklagte im Gegenstand nichts gewonnen, weil

dem Berufungsgericht in seiner AuHassung, die Verfahrensergebnisse bieten für die Einholung eines solchen

Gutachtens keinen Anlaß, beizupMichten ist. Die Beklagte hat bei ihrer Vernehmung als Partei zur Begründung für ihre

wiederholten Fahrten nach S* lediglich angegeben, sie habe es zu Hause nicht mehr ausgehalten. Dies rechtfertigt

jedoch nicht die Annahme, ihrem Entschluß, die eheliche Wohnung für längere Zeiträume wiederholt zu verlassen,

könnten krankhafte Zustände zugrundeliegen, die ein solches Verlassen der Ehewohnung gegen den Willen des Klägers

und die dadurch bedingte Vernachlässigung des ehelichen Haushaltes und der Obsorge für die Tochter entschuldbar

erscheinen ließen.



In der Rechtsrüge vermeint die Beklagte, sie habe nicht so schwere Eheverfehlungen begangen, daß die Ehe unheilbar

zerrüttet wäre. Das Scheidungsbegehren sei überdies sittlich nicht gerechtfertigt und eine Abwägung der

beiderseitigen Eheverfehlungen ergebe, daß die Verfehlungen des Klägers gravierender seien. Die Beklagte habe

immer wieder versucht, ein harmonisches Eheleben wiederherzustellen, doch sei dies an der unnachgiebigen Haltung

des Klägers gescheitert. Vereinzelte, sich über mehrere Jahre erstreckende Beschimpfungen rechtfertigen nicht die

Scheidung einer Ehe, zumal sie auf den ihr vom Kläger gereichten Unterhalt angewiesen sei.

Mit diesen Ausführungen wird jedoch ein Rechtsirrtum der Untergerichte nicht auf gezeigt. Wie das Berufungsgericht

zutreHend dargelegt hat, ist eine unheilbare Ehezerrüttung dann anzunehmen, wenn die geistige, seelische und

körperliche Gemeinschaft zwischen den Ehegatten und damit die Grundlagen der Ehe objektiv und wenigstens bei

einem Ehegatten auch subjektiv zu bestehen aufgehört haben, wobei es genügt, daß der Kläger die eheliche

Gesinnung verloren hat (EFSlg 20.394, 20.395; EvBl 1959/34 u.a.). Angesichts des tiefgreifenden Auseinanderlebens der

Prozeßparteien, die bereits seit Jahren keinen ehelichen Verkehr mehr haben und sich beharrlich aus dem Wege

gehen, ohne daß einer der beiden auch nur versucht hätte, ein harmonisches Eheleben wiederherzustellen (die einen

solchen Versuch für sich reklamierenden Rechtsmittelausführungen der Beklagten weichen von den Feststellungen ab

und sind daher unbeachtlich), liegt eine unheilbare Zerrüttung der Ehe im Sinne des § 49 EheG vor. Den Untergerichten

ist auch darin zu folgen, daß die schweren Eheverfehlungen der Beklagten zu einem erheblichen Teil nicht durch ein

schuldhaftes Verhalten des Klägers hervorgerufen wurden, sondern daß sich die entscheidenden Eheverfehlungen

nach Inhalt und Wirkung selbständig gegenüberstehen, sodaß die Anwendung der Verwirkungsklausel des § 49 Satz 2

EheG nicht gerechtfertigt ist (EFSlg 15.861, 10.260, 20.401 u.a.). Nimmt man bei der Abwägung der beiderseitigen

Eheverfehlungen auf deren Gewicht sowie auf das Gesamtverhalten der Parteien Bedacht, so ist der AuHassung der

Untergerichte, daß sich die Eheverfehlungen der beiden Parteien die Waage halten, ebenfalls zuzustimmen. Beide

Parteien haben sich wiederholt und gegen den Willen des anderen aus der Ehewohnung entfernt, beide haben sich

gegenseitig beschimpft und mißhandelt, die Beklagte hat ihre BeistandspMicht und der Kläger seine UnterhaltspMicht

verletzt und keiner von ihnen ist zur Versöhnung bereit. Angesichts dieser schweren Eheverfehlungen kann der

AuHassung der Revisionswerberin, der Gebrauch einiger Schimpfworte innerhalb eines Zeitraumes von mehreren

Jahren reiche für eine Scheidung der Ehe nicht aus, nicht beigepMichtet werden. Da die angefochtene Entscheidung

somit auch frei von Rechtsirrtum ist, war der Revision ein Erfolg zu versagen.Mit diesen Ausführungen wird jedoch ein

Rechtsirrtum der Untergerichte nicht auf gezeigt. Wie das Berufungsgericht zutreHend dargelegt hat, ist eine

unheilbare Ehezerrüttung dann anzunehmen, wenn die geistige, seelische und körperliche Gemeinschaft zwischen den

Ehegatten und damit die Grundlagen der Ehe objektiv und wenigstens bei einem Ehegatten auch subjektiv zu

bestehen aufgehört haben, wobei es genügt, daß der Kläger die eheliche Gesinnung verloren hat (EFSlg 20.394, 20.395;

EvBl 1959/34 u.a.). Angesichts des tiefgreifenden Auseinanderlebens der Prozeßparteien, die bereits seit Jahren keinen

ehelichen Verkehr mehr haben und sich beharrlich aus dem Wege gehen, ohne daß einer der beiden auch nur

versucht hätte, ein harmonisches Eheleben wiederherzustellen (die einen solchen Versuch für sich reklamierenden

Rechtsmittelausführungen der Beklagten weichen von den Feststellungen ab und sind daher unbeachtlich), liegt eine

unheilbare Zerrüttung der Ehe im Sinne des Paragraph 49, EheG vor. Den Untergerichten ist auch darin zu folgen, daß

die schweren Eheverfehlungen der Beklagten zu einem erheblichen Teil nicht durch ein schuldhaftes Verhalten des

Klägers hervorgerufen wurden, sondern daß sich die entscheidenden Eheverfehlungen nach Inhalt und Wirkung

selbständig gegenüberstehen, sodaß die Anwendung der Verwirkungsklausel des Paragraph 49, Satz 2 EheG nicht

gerechtfertigt ist (EFSlg 15.861, 10.260, 20.401 u.a.). Nimmt man bei der Abwägung der beiderseitigen Eheverfehlungen

auf deren Gewicht sowie auf das Gesamtverhalten der Parteien Bedacht, so ist der AuHassung der Untergerichte, daß

sich die Eheverfehlungen der beiden Parteien die Waage halten, ebenfalls zuzustimmen. Beide Parteien haben sich

wiederholt und gegen den Willen des anderen aus der Ehewohnung entfernt, beide haben sich gegenseitig beschimpft

und mißhandelt, die Beklagte hat ihre BeistandspMicht und der Kläger seine UnterhaltspMicht verletzt und keiner von

ihnen ist zur Versöhnung bereit. Angesichts dieser schweren Eheverfehlungen kann der AuHassung der

Revisionswerberin, der Gebrauch einiger Schimpfworte innerhalb eines Zeitraumes von mehreren Jahren reiche für

eine Scheidung der Ehe nicht aus, nicht beigepMichtet werden. Da die angefochtene Entscheidung somit auch frei von

Rechtsirrtum ist, war der Revision ein Erfolg zu versagen.

Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens ist in den §§ 41, 50 ZPO.Die Entscheidung über die Kosten

des Revisionsverfahrens ist in den Paragraphen 41, 50, ZPO.

https://www.jusline.at/gesetz/eheg/paragraf/49
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